
und dies nicht nur in bezug auf die einträgliche 
Bereicherungs- und Wirtschaftskriminalität, die 
schon immer eine Domäne der herrschenden 
Klassen war, sondern auch hinsichtlich jegli­
cher anderer Erscheinungsformen der allgemei­
nen Kriminalität.

Das Strafrecht und die Strafjustiz des Impe­
rialismus hatten sich auf die neue Wider­
spruchslage in der Gesellschaft und auf das An­
schwellen und die qualitativen Wandlungen der 
Kriminalität sowie die Veränderungen in der 
sozialen Herkunft und Stellung der Straftäter 
einzustellen. Im Prozeß dieser Entwicklung 
kam es zur Herausbildung von Tendenzen, die 
für das Strafrecht und die Strafjustiz aller impe­
rialistischen Hauptländer nach und nach und in 
den den nationalen Rechtssystemen angemesse­
nen Formen typisch wurden.71 In allen imperia­
listischen Ländern traten - mit zeitlicher Ver­
zögerung und nationalen Modifikationen je 
nach dem Entwicklungsstand und der Entwick­
lungsform des Imperialismus in den verschiede­
nen Ländern - Entwicklungstendenzen des 
Strafrechts und der Strafjustiz auf, die sich all­
mählich zu typischen Tendenzen und Wesens­
zügen des Strafrechts und der Strafjustiz des 
Imperialismus herausbildeten und damit Allge­
meingültigkeit erhielten. Solche allgemeinen 
Tendenzen sind:
- die Verwandlung der Justiz in einen Stütz­

pfeiler monopolistischer Gewaltherrschaft,
- das Auftreten inflationistischer Tendenzen 

in der Strafgesetzgebung,
- die zunehmende Ohnmacht der Justiz ge­

genüber einer sich explosionsartig ausdeh­
nenden allgemeinen Kriminalität, verbun­
den mit einer wechselseitigen Brutalisierung 
von Verbrechertum und Polizei.

1.2.5.1.
Die Verwandlung der Justiz 
in einen Stützpfeiler 
monopolistischer Gewaltherrschaft
Die erste grundlegende, auf die Zerstörung von 
bürgerlicher Demokratie und Gesetzlichkeit ge­
richtete Tendenz, die für die gesamte Entwick­
lung von Strafrecht und Strafjustiz entschei­
dend wurde, zeigte sich im Bereich des 
politischen Strafrechts und der politischen 
Strafjustiz. Zunächst in Keimformen, später 
Schritt um Schritt deutlicher wurden Strafrecht 
und Strafjustiz verwandelt in Stützpfeiler monopoli­
stischer und militaristischer Gewaltherrschaft. In 
Deutschland hatte sich dies bereits frühzeitig,

bedingt auch durch die besondere Eigenart der 
Entwicklung des Kapitalismus in diesem Land, 
die zu einem frühen reaktionären Bündnis zwi­
schen aufsteigender Bourgeoisie und militaristi­
schem Junkertum geführt hatte, im „Kölner 
Kommunistenprozeß“ (1852) angekündigt, den 
die preußische Justiz im Gefolge der niederge­
schlagenen Revolution von 1848 gegen Führer 
des revolutionären Proletariats durchführte. 
Hier wurde in einem historischen „Musterpro­
zeß“ einerseits die Furcht der herrschenden 
Klassen vor dem revolutionären Proletariat 
deutlich, und andererseits wurde demonstriert, 
welche Mittel man unter Bruch der Gesetze und 
aller sogenannten rechtsstaatlichen Prinzipien 
anzuwenden bereit war, um sich der revolutio­
nären Führer der Arbeiterklasse zu entledigen.

An diesen schon sehr früh geborenen Metho­
den zur rechtswidrigen Verfolgung von Kom­
munisten, deren einziges „Delikt“ es war, einer 
revolutionären Idee zu folgen, hat sich bis auf 
den heutigen Tag nichts geändert. Die politi­
sche Gesinnung, die der vom Monopolkapital 
verordneten sogenannten rechtstreuen Gesin­
nung zuwiderlief, wurde zum alleinigen und 
ausreichenden Strafgrund erhoben. Damit ver­
lor das Strafrecht jeden Schein des Rechts auf. 
diesem Gebiet, und der politische Gegner ging 
mit der Gesinnungsverfolgung aller durch Straf­
recht und Strafprozeßrecht gewährten Garan­
tien gegen staatliche Willkür verlustig. Wie 
Marx es in seiner Kritik des Kölner Kommuni­
stenprozesses mit brillanter juristischer Schärfe 
herausgearbeitet hatte, wurde die Behauptung 
einer staatsfeindlichen Gesinnung zum Vor­
wand für justiziell geübte Anschläge auf die 
Existenz dieses für gefährlich erklärten Geg­
ners.72 Die weitere Entwicklung in Deutschland 
über solche Stationen wie das „Sozialistenge­
setz“73, die rechtswidrigen Verfolgungen der 
Streikbewegungen vor dem ersten Weltkrieg,

71 Näher zu dieser „Zwittergestalt“ des imperialisti­
schen Strafrechts vgl. U. Ewald, Theoretische Pro­
bleme und Ideologie des „Täterstrafrechts“ im im­
perialistischen Deutschland, Berlin 1983, S. 88 ff. 
(jur. Diss. A).

72 Vgl. K. Marx, „Enthüllungen über den Kommuni- 
sten-Prozeß zu Köln“, in: K. Marx/F. Engels, 
Werke, Bd. 8, Berlin 1960, S. 409 ff.

73 Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebun­
gen der Sozialdemokratie, in Kraft getreten am 21. 
Oktober 1878 (Reichsgesetzblatt 1878 Nr. 34 
S. 351).
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